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Wir sind wählerisch!
Es ist wieder so weit: Wahlkampf ist in Bayern, in Hessen wird ebenfalls im Herbst gewählt, Thüringen, 
Sachsen und Brandenburg sind im nächsten Jahr dran. Die bisherigen Entwicklungen lassen Böses ah-
nen: Die AfD stellt mittlerweile einen Landrat (Thüringen) und einen Bürgermeister (Sachsen-Anhalt), in 
Bayern versucht Hubert Aiwanger diese Partei rechts zu überholen ... Die extreme Rechte macht sich in 
der bürgerlichen Mitte breit.

Ausgabe 2/2023

Kein Zweifel – rechtsextreme Ideologien sind in wei-
ten Kreisen der Bevölkerung salonfähig geworden. 
Was das alles mit zunehmender Frauenfeindlichkeit 
und den dahinter stehenden politischen Strategien zu 
tun hat, weist unsere Autorin auf den Seiten 2 und 3 
nach.
Was in Bayern alles schiefläuft und was wirklich not-
wendig wäre, beschreiben die quer-Autorinnen in ver-
schiedenen Beiträgen (ohne den Anspruch, alles er-
fasst zu haben!). Da geht es z.B. um ein bayerisches 
Tariftreue- und Vergabegesetz, das der DGB und sei-
ne Mitgliedsgewerkschaften seit langem fordern (S. 4). 
Oder um die paritätische Besetzung des Bayerischen 
Landtags – das wäre leicht mit einem Paritätsgesetz 
zu erreichen. Der Frauenanteil im Landtag beträgt ge-
rade mal 27% (Stand: April 2023), das muss sich drin-
gend ändern! Weitere Zahlen dazu gibt es auf Seite 8 
im letzten Absatz.
Das „Bündnis gegen Altersarmut“ existiert bereits seit 

2017 (!) und hat leider nichts von seiner Aktualität ver-
loren. Wir erinnern auf Seite 8 daran.
Natürlich geht es auch um das Erstarken des Rechts-
populismus in Bayern – verkörpert in Reinkultur durch 
Hubert Aiwanger (S. 7). Aber auch der Bayerische Mi-
nisterpräsident profiliert sich z.B. im „Kampf gegen das 
Gendern“ und sieht die Notwendigkeit eines Kultur-
kampfs, um den „Genderwahnsinn“ einzudämmen ...
Und es gibt weitere Baustellen, nicht nur in Bayern. 
Europa wird (weiter) zur Festung ausgebaut, das deut-
sche Asylrecht verdient seinen Namen nicht mehr (S. 6 
und 7). Die gesellschaftlichen Auswirkungen des zu-
nehmenden Autoverkehrs werden auf den Seiten 5 
und 6 beschrieben.
Und noch ein Thema liegt uns sehr am Herzen: Ar-
beitszeitverkürzung! Ob die Vier-Tage-Woche der ein-
zige Weg dahin ist, beleuchten wir auf den Seiten 10 
und 11.  

Dagmar Fries
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Über die weltweite Rechtsentwicklung haben wir in 
der letzten quer bereits einiges geschrieben. Und 
auch in der BRD wird das Erstarken rechtsextremer 
Einstellungen mit Besorgnis betrachtet. Aber was 
hat das mit Antifeminismus zu tun? Rassismus und 
Antisemitismus als Teile rechtsextremer Ideologie 
sind allgemein bekannt – dass auch Frauenhass und 
Antifeminismus eine Konstante sind, wird erst in den 
letzten Jahren genauer betrachtet. Dabei erfüllt gerade 
diese Haltung einige für die extreme Rechte wichtige 
Funktionen.

Antifeminismus als „Einstiegsdroge“
Wer war nicht schon mal genervt von einem durch 
Gendersternchen o.ä. schwer lesbaren Text? Inzwi-
schen wird in jedem Forum (oft völlig am eigentlichen 
Thema vorbei) gegen geschlechterneutrale Formulie-
rungen gewettert. Losgetreten wurde dies von ganz 
rechts außen, aber das gemeinsame Schimpfen über 
„Genderwahnsinn“ ist ein Anknüpfungspunkt, der weit 
über das rechte Lager hinaus wirkt. 
Während AfD & Co diesen Einstieg wählen, um wei-
tere frauenfeindliche und ausgrenzende Inhalte unter 
die Leute zu bringen, benutzt es Markus Söder wohl 
eher, um die Untätigkeit in Sachen Gleichstellung wäh-
rend seiner Amtszeit zu verdecken.1 Tatsächlich ent-
steht aber der Eindruck, dass von bürgerlichen bis zu 
rechtsextremen Kräften alle einig sind in ihrem „Kampf 
gegen das Gendern“. Und dieser inszenierte „Kultur-
kampf“ richtet sich gegen jede Abweichung von tra-

1 Der gleiche Söder übrigens, der noch auf dem CSU-Par-
teitag 2019 feststellte, dass „der Widerstand gegen die 
Frauenquote die CSU um Jahre zurück“ werfe.

ditionellen Rollenvorstellungen: Noch vor einem Jahr 
hat sich niemand für Drag-Lesungen für Kinder inter-
essiert, im Wahlkampf blasen jetzt CSU und FW zum 
Angriff auf solche Veranstaltungen.
Ein weiteres beliebtes Mittel im Kultur(wahl)kampf ist 
die ewige Klage, dass „man dieses oder jenes nicht 
mehr sagen“ dürfe. Jedes Mal, wenn diese Klage laut 
wird, wird das angeblich „Unsagbare“ damit einmal 
mehr gesagt, werden Menschen angegriffen und her-
abgesetzt. Und die Schwelle zu tatsächlich strafbaren 
Äußerungen – Bedrohung, Aufforderung zu (sexueller) 
Gewalt usw. – bröckelt. 
Gleichzeitig verzeichnen wir eine erschreckende Zu-
nahme häuslicher Gewalt im letzten Jahr (die Polizei 
hat 180.000 Opfer erfasst und damit eine Steigerung 
um über 9% bestätigt).2

Eine Brücke zwischen unterschiedlichen 
Gruppen und Ideologien

Antifeminismus ist eine politische Strategie im Kampf 
um die gesellschaftliche Macht. Dies funktioniert be-
sonders gut in Zeiten von Krise und Unsicherheit: Rol-
lenbilder werden als „natürlich“ (oder gottgegeben) 
definiert und jede Abweichung oder freiheitliche Ge-
staltung als „nicht normal“ abgewertet. Damit werden 
traditionelle Beziehungen mit ihren Machtstrukturen 
und Hierarchien als sichere Monumente gegen Unsi-
cherheit und Abstiegsängste überhöht. Dafür werden 
große Summen von den unterschiedlichsten Akteu-
ren aufgebracht: „Ein Bericht des Europäischen Par-
lamentarischen Forums für sexuelle und reproduktive 

2 Quelle: BR2 Radio 18.6.2023	

Antifeminismus als politische Strategie
Von der extremen Rechten in die bürgerliche Mitte
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Rechte (EPF) zeigt: 700 Millionen Dollar wurden 
zwischen 2009 und 2018 von rechtsextremen, 
rechten, christlich-fundamentalistischen und ul-
trakonservativen Organisationen für Anti-Gen-
der-Kampagnen innerhalb Europas ausgege-
ben.“3 
Das bekannteste Beispiel ist hier sicher die Be-
einflussung der Diskussion um das Recht auf 
Schwangerschaftsabbruch. Bei diesem The-
ma findet eine enge Arbeitsteilung zwischen 

religiösen, konservativen und rechtsextremen 
Gruppen statt. Aber auch in vielen anderen Poli-
tikfeldern wird eine Kampagne von rechts mit 
großem finanziellem Budget geführt. 
Ein Beispiel: Zu den US-Midterm-Wahlen 2022 
hat eine einzelne Gruppierung 6 Millionen Dollar 
aufgewendet, um das Inkrafttreten eines Ver-
fassungszusatzes, „Männer und Frauen sol-
len in den Vereinigten Staaten und überall, wo 
US-Recht gilt, gleiche Rechte haben“, zu ver-
hindern.4 Diese Kampagne einer konservativen 
3 BR24, Antifeminismus – wie mit Hass auf Frauen 
Politik gemacht wird	
4 The Guardian, 17.6.2023	

Frauenorganisation ist gleichzeitig ein typisches 
Beispiel für gelungene Diskurspiraterie: Die Ver-
hinderung des Gleichberechtigungszusatzes 
(um den seit 1923 gerungen wird) wurde unter 
dem positiv klingenden Namen „Women’s Bill of 
Rights“ (Deklaration der Frauenrechte) betrie-
ben.
Auch in Deutschland treten immer wieder Grup-
pen unter solchen Tarnbezeichnungen an, die 
de facto eine frauenfeindliche Agenda haben. 
Wird eine Gruppe „enttarnt“, tritt meist kurz da-
nach eine neue an ihre Stelle.5 

Teile und herrsche
Wird von rechter Seite doch einmal ein Thema 
wie Gewalt gegen Frauen aufgegriffen, dann ga-
rantiert mit dem Tenor, dass die Frauen vor den 
„bösen Ausländern“ geschützt werden müssten. 
Klar gibt es insbesondere in traditionalistischen 
und religiös-konservativen Gruppen besonders 
starke frauenfeindliche Anschauungen. Aber ge-
rade diejenigen, die Frauen als Vehikel für ihren 
Rassismus benutzen, sind gefährlich: „Entge-
gen weitläufigen Annahmen blieben die Zustim-
mungswerte (31,6%) zu antifeministischen 
Positionen bei der muslimischen Bevölkerung 
erheblich hinter der von deutschen AfD-Wäh-
ler*innen zurück (46,2%).“6 
Bei jeder Nachricht über Gewalt gegen Frauen 
wird  stereotyp in den Kommentaren erst mal 
gefragt, wo der Täter denn herkommt. Wird 
eine Frau ermordet, schreit sofort jemand „Eh-

5 Heinrich Böll Stiftung, Antifeminismus auf dem 
Weg durch die Institutionen, Oktober 2021	
6 Bundeszentrale für politische Bildung, Dossier 
Islamismus, Frauen- und Queerfeindlichkeit, Juli 
2021	

renmord“. Stellt sich heraus, dass der Täter ein 
bayerischer Ureinwohner ist, verlieren diese 
Kommentatoren das Interesse (oder blenden 
die Fakten einfach aus). Denn sie wollen sich 
nicht mit Gewalt gegen Frauen befassen, son-
dern ihr Stereotyp der „gewalttätigen Fremden“ 
bestätigt sehen.
Tatsächlich wird gerade mit dem künstlich auf-
gebauten Gegensatz „Wir“ und „die Anderen“ 
gezielt verdeckt, dass die sozialen Ungleich-
heiten innerhalb des angeblichen „Wir“ zuneh-
men. Die Schere zwischen Arm und Reich wird 
größer, und auch die Einkommens- und Besitz-
differenz zwischen Männern und Frauen ist un-
verändert groß (siehe quer 1/2023). Statt uns 
durch politisch konstruierte Gegensätze ablen-
ken zu lassen, müssen wir die tatsächlichen ge-
sellschaftlichen Spaltungsprozesse bekämpfen.

Corinna Poll

©
 a

le
xa

nd
er

-h
au

k-
pi

xe
lio

.d
e

©
 B

ur
kh

ar
t V

og
t, 

pi
xe

lio
.d

e



4

haben hier eine Vorreiterrolle übernommen. Das 

In Bayern gibt es im Gegensatz zu anderen Bun-
desländern noch immer kein Gesetz, das die Ver-
gabe öffentlicher Aufträge nach fairen tariflichen 
Bedingungen regelt. Das könnte der Landtag 
einfach ändern. Vorbildliche Arbeitgeber*innen, 
die ihre Beschäftigten nach Tarif bezahlen, 
könnten dadurch bevorzugt werden. Allein 
schon das Auftragsvolumen bei öffentlichen 
Aufträgen zeigt, dass eine gesetzliche Regelung 
jetzt so schnell wie möglich kommen muss. So 
haben Freistaat und Kommunen in Bayern im 
ersten Halbjahr 2021 rund 15 Milliarden Euro 
für öffentliche Aufträge ausgegeben. Mit so 
viel Geld hat der Staat nicht nur eine große 
Verantwortung, sondern auch Gewicht auf dem 
Markt. Und dieses Gewicht muss er nutzen, um 
gute Arbeitsbedingungen und faire Löhne nach 
Tarif aktiv zu fördern und so seiner Verantwor-
tung nachzukommen.

Vor allem die Branchen Bau, Reinigung, Müllab-
fuhr, ÖPNV und Catering sind davon betroffen. 
Menschen, die für unsere Kinder Schulgebäu-
de bauen, Essen kochen, die Klassenzimmer 
saubermachen oder den Müll abholen, werden 

aktuell nur allzu oft mit Dumpinglöhnen abge-
speist. Das ist einfach ungerecht! Die „Geiz ist 
geil“-Mentalität der öffentlichen Hand muss end-
lich ein Ende haben!
Durch die sinkende Tarifbindung entgehen Frei-
staat, Sozialkassen und Bürger*innen jährlich 
Einnahmen in Höhe von 10 Milliarden Euro. Die-
ses Geld wird anderswo dringend gebraucht.
Nach einem „Faire-Löhne-Gesetz“ sollen öf-
fentliche Aufträge, Konzessionen und staatliche 
Wirtschaftsförderung, Forschungsmittel und 
Versorgungsaufträge künftig nur noch an Unter-
nehmen vergeben werden, die ihre Beschäftig-
ten nach Tarif entlohnen und faire Arbeitsbe-
dingungen bieten. Geregelt werden kann auch, 
dass der oder die Auftragnehmer*in ausbildet, 
Beschäftigte mit Behinderungen angemessen 
berücksichtigt oder eine betriebliche Frauenför-
derung etabliert hat. Die Mindestarbeitsbedin-
gungen sollen dabei durch Verordnungen fest-
gelegt werden. Kontrolliert werden könnten die 
Vorgaben von einer staatlichen Prüfstelle Tarif-
treue.
Bundesländer wie z.B. das Saarland und Berlin 

„Geiz ist eben nicht geil“
 

Der DGB Bayern und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern ein 
bayerisches Tariftreue- und Vergabegesetz

Der öffentliche Dienst sollte Vorbild sein, und 
das auch im Freistaat! Es wird Zeit, dass ein 
Tariftreue- und Vergabegesetz (Faire-Löhne-
Gesetz) in Bayern beschlossen wird. Auch 
bei der Gleichstellung sollte der öffentliche 
Dienst eine Vorreiterrolle spielen. Deshalb 
muss das verstaubte 25 Jahre alte Gleich-
stellungsgesetz dringend novelliert werden. 
Doch hier wird immer wieder blockiert. Be-
reits 2008 wurde die Novellierung kurz vor 
den Wahlen versprochen. Und jetzt? Wie-
der nur ein Versprechen, dass das Thema 
in den nächsten 5 Jahren angegangen wird.

haben hier eine Vorreiterrolle übernommen. Das 
Saarländische Tariftreue- und Fairer-Lohn-Ge-
setz (STFLG) ist seit dem 8.12.2021 in Kraft, 
das Berliner Ausschreibungs- und Vergabege-
setz (BerlAVG) gilt seit dem 1.12.2022. 
Je mehr Unterstützerinnen und Unterstützer der 
DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften für die-
ses Anliegen gewinnen, desto mehr Druck kann 
auf die künftige Staatsregierung aufgebaut wer-
den! Darum jetzt die Petition online unterschrei-
ben, denn faire Löhne gehen uns alle an!

Bettina Messinger
Und hier kann frau/man unterschreiben!
https://kurzelinks.de/dkl5
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Die Verkehrssysteme spielen eine zentrale Rol-
le in modernen Gesellschaften, und Mobilität ist 
eine wichtige Voraussetzung für gesellschaftli-
che Teilhabe. Sie ermöglicht es Menschen, dort-
hin zu gelangen, wo sie arbeiten oder zur Schu-
le gehen müssen, Einkäufe erledigen, Bekannte 
treffen, ihre Freizeit verbringen oder sich enga-
gieren wollen. Doch sowohl die Infrastruktur als 
auch die Zugangschancen zu Verkehrsmitteln 
und -wegen sind ungleich verteilt.1 Während 
das Angebot in Städten relativ gut ist, sind Men-
schen auf dem Land mehr oder weniger unfrei-
willig auf das Auto angewiesen. Denn nicht vor 
jeder Haustür befindet sich eine Bushaltestelle 
oder eine Fahrrad-Leihstation. Das schließt be-
reits alle aus, die keinen Führerschein haben 
oder sich kein Auto leisten können. Ganz zu 
schweigen von bestimmten Personengruppen 
wie Kinder, Ältere, Behinderte oder Geflüchtete.

Gender-Aspekte
Hinzu kommt, dass sich vielfach traditionelle 
Rollenmuster verfestigen. Das heißt, der Mann 
als Hauptverdiener nutzt das Familienauto für 
den täglichen Arbeitsweg und für größere Wo-
chenendeinkäufe, fährt also gezielt von A nach 
B und wieder zurück. Frauen dagegen bewegen 
sich in einem engeren Radius, legen dabei aber 
– oft mit dem Fahrrad oder Zweitwagen – eine 
1 Rammler/Schwedes 2020

längere Kette von Strecken zurück: z.B. um das 
Kind morgens in den Kindergarten zu bringen, 
dann (in Teilzeit) zu arbeiten, auf dem Heimweg 
schnell noch einzukaufen, Essen zu kochen, 
den Haushalt zu machen, das Kind nachmittags 
abzuholen und es an festen Tagen zu Freizeit-
aktivitäten (Sport, Musikunterricht) zu begleiten. 
In dieser unbezahlten und ungerecht verteilten 
Sorgearbeit sieht Ines Kawgan-Kagan2 eine 
Ursache für die geringere Mobilität bzw. einge-
schränkte Teilhabe von Frauen am öffentlichen 
Leben. Verkehrsplanung ist zudem eine Männer-
domäne, in der besondere Belange von Frauen 
(z.B. Sicherheitsbedürfnis bei nächtlichen Bahn-
fahrten) bisher kaum Berücksichtigung finden.

Externe Kosten
Allein im Mai 2023 wurden 100.000 SUVs neu 
zugelassen (40% der Neuwagen), trotz ihres 
2 Kawgan-Kagan 2023

enormen Platz- und Energieverbrauchs – mitten 
in Zeiten der Klimakrise schafft der Staat fal-
sche finanzielle Anreize. Während sie den Auto-
verkehr mit jährlich 30 Milliarden Euro fördert, 
behandelt die Bundesregierung den öffentlichen 
Personen-Nahverkehr (ÖPNV), Fuß- und Rad-
verkehr eher stiefmütterlich. Das verschärft die 
soziale Ungerechtigkeit, denn ein Autobesitzer 
zahlt zwar den Anschaffungspreis, Steuern und 
Versicherung selbst, doch die Folgekosten und 
Risiken werden vergesellschaftet, d.h. der All-
gemeinheit oder kommenden Generationen auf-
gebürdet.3 

Was ist damit gemeint? Schadstoff-Emissionen 
(Abgase) und Lärm verschlechtern die Lebens-
qualität und erhöhen das Risiko von Atemwegs-
erkrankungen, Stress und Schlafstörungen; 
betroffen sind meist Menschen, die an vielbe-
fahrenen Straßen wohnen, wo sie günstigere 
Mieten haben. In Gegenden mit hohem Ver-
kehrsaufkommen nimmt die Bodenversiegelung 
zu (asphaltierte Flächen) und die Verkehrssi-
cherheit (z.B. Bewegungsfreiheit von Kindern, 

3 Allianz pro Schiene 2019

Mobilitätswandel 
– Theorie und Praxis

Lässt sich in einem Autoland wie Deutschland überhaupt ein nachhaltiges, ökologisch ver-
trägliches und sozial gerechtes Verkehrssystem verwirklichen? Welche gesellschaftlichen 
Auswirkungen hat der zunehmende Autoverkehr?

© Rudolf Ortner 
pixelio.de

© Martin Schemm 
pixelio.de
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Spielplatzwege) ab. Die Unfallgefahr steigt. 
Fuß- und Radwege konkurrieren mit Straßen 
und Parkhäuser mit bezahlbarem Wohnraum. 
Das spricht alles für eine „kommunale Verkehrs-
wendepolitik“ (Rammler/Schwedes). Auch das 
2021 gegründete Mobilitätsreferat der Stadt 
München erklärt, „besonderen Wert auf die 
Partizipation und Kommunikation mit den Bür-
ger*innen“ zu legen und Lösungen für eine 
Neuaufteilung von Straßenräumen erarbeiten 
zu wollen. Noch bleibt es allerdings lediglich bei 
der Formulierung von Strategien.

Walburga Rempe

Verwendete Quellen:
1. Stephan Rammler und Oliver Schwedes: Mobilität 
für Alle! Friedrich-Ebert-Stiftung (FES), Berlin 2020.
2. Ines Kawgan-Kagan: Feministische Verkehrswen-
de oder „Was hat Geschlecht mit Mobilität zu tun?“ 
PowerPoint-Präsentation auf der verdi-Bundesfrau-
enkonferenz am 5. Mai 2023.
3. Allianz pro Schiene / Infras-Studie „Externe Kos-
ten des Verkehrs“ (2019). www.allianz-pro-schiene.
de/glossar/externe-kosten/

Derzeit fällt es schwer, einen sachlich-neutralen 
Beitrag zum Thema Migration zu schreiben. 
Denn angesichts der Tragödie vor Pylos (Grie-
chenland), bei der am 14. Juni 2023 über 600 
Geflüchtete, darunter viele Kinder, im Mittelmeer 
ertranken, macht die migrationsfeindliche Politik 
in Europa, die zu dieser humanitären Katastro-
phe geführt hat, einfach sprachlos.
Menschen flüchten vor Armut, Hunger und 
Kriegen, die sie nicht selbst verursacht haben. 
Sie brauchen Schutz, der ihnen als universel-
les Menschenrecht zusteht – grundsätzlich je-
dem Menschen in Not. Während ukrainischen 
Opfern recht unbürokratisch geholfen wurde, 
sind die Hürden für Geflüchtete aus nichteuro-
päischen Ländern (z.B. Syrien, Afghanistan, 
Nigeria) viel höher. Auf der Suche nach Si-
cherheit oder einem „besseren Leben“ stehen 
ihnen praktisch keine legalen Wege offen. Da-
her müssen sie immer größere Risiken einge-
hen und sich in überladenen, maroden Fi-
scherbooten auf den Weg machen. Doch das 

Sterben im Mittelmeer ist nicht allein die 
Schuld skrupelloser Schlepper. Die EU glaubt, 
die zugrundeliegenden Fluchtursachen und 
alle Probleme der Asylpolitik ließen sich mit 
Geld beheben. So entwickelt sie sich zur „Fe-
stung Europa“ und finanziert milliardenschwe-
re Abwehr- und Abschreckungsmaßnahmen: 
„Flüchtlingsdeals“ mit Ländern wie der Türkei 
und Tunesien sowie die Grenzschutzagentur 
Frontex, die das Mittelmeer überwacht, um 
Flüchtlingsboote zurückzuschicken. 

Die GEAS-Reform
Nur wenige Tage vor dem Schiffsunglück hatten 
sich die europäischen Innenminister*innen am 
8. Juni auf einen „Migrationspakt“ geeinigt. Bei 
dieser „Reform des Gemeinsamen Europä-
ischen Asylsystems“ (GEAS) handelt es sich um 
massive Einschränkungen des geltenden Asyl-
rechts. Schon an den EU-Außengrenzen sollen 
„irreguläre“ Geflüchtete in Lagern festgehalten 
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Zuwanderung ja, Geflüchtete nein?
Deutschland unterstützt die Abschottung Europas gegenüber Geflüchteten und 
versucht gezielt ausländische Fachkräfte anzuwerben. 

© Alexander Dreher pixelio.de
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und in „sichere Herkunftsländer“ abgeschoben 
werden, wenn ihr Asylgesuch wenig Aussicht 
auf Erfolg hat. Hinter Zäunen werden die ohne-
hin oft schon traumatisierten Geflüchteten wie 
Kriminelle „inhaftiert“, ohne ihre individuellen 
Fluchtgründe zu berücksichtigen. Länder wie 
Ungarn und Polen können sich freikaufen, wenn 
sie keine Geflüchteten aufnehmen wollen. 
Trotz vehementer Kritik zahlreicher zivilgesell-
schaftlicher Organisationen sprach Innenmini-
sterin Nancy Faeser von einem „historischen 
Erfolg“ und Außenministerin Annalena Baerbock 
von einem nicht ablehnbaren Kompromiss. Das 
Hauptanliegen der EU-Staaten sind „neue Lö-
sungen und innovative Wege zur Bekämpfung 
irregulärer Migration: mehr Grenzschutz, inklusi-
ve neuer Zäune und mehr Überwachung aus 
der Luft – und neue Partnerschaften mit Staaten 
entlang von Migrationsrouten“.1 Willkommen in 
der Festung Europa!

1 Jan Diesteldorf in: SZ vom 30.6.23

Das Zuwanderungsgesetz
„Ausländische Fachkräfte sollen künftig leichter 
nach Deutschland kommen können“, heißt es in 
einer SPD-Pressemitteilung vom 29.3.23. „Wir 
wollen, dass Fachkräfte schnell nach Deutsch-
land kommen und durchstarten können. (…) 
Wenn Menschen Berufserfahrung oder persönli-
ches Potenzial mitbringen, werden wir es ihnen 
ermöglichen, auf unserem Arbeitsmarkt Fuß zu 
fassen“, verkündet Nancy Faeser. Und Arbeits-
minister Hubertus Heil ergänzt: „Mit dem Fach-
kräfte-Einwanderungsgesetz legen wir den 
Grundstein für ein modernes Einwanderungs-
land, das qualifizierte Zuwanderung nicht nur 
hinnimmt, sondern auch will.“ Doch das gilt nicht 
für alle Menschen gleichermaßen.
Der Weg geht 1. über einen in Deutschland er-
worbenen oder anerkannten Abschluss (z.B. 
Blaue EU-Karte für Hochschulabsolvent*innen), 
2. über eine zweijährige Berufserfahrung (nach 
Berufsabschluss im Herkunftsland) oder 3. ein 
Punktesystem („Chancenkarte“). Zu den Aus-

© Alexander Dreher pixelio.de

wahlkriterien gehören unter anderem Deutsch- 
und Englischkenntnisse, Alter, Qualifikation und 
„das Potenzial des/der mitziehenden Ehe-
partner*in“. 

Walburga Rempe
Quellen:
Kaki Bali und Dimitra Kyranoudi: Griechenland: Tra-
gödie mit Ankündigung. Deutsche Welle 16.6.23.  
SPD-Pressemitteilung 29.3.23: Bundesregierung 
schafft neue Wege der Erwerbsmigration.

Rechts-Populismus aus Bayern
„Jetzt ist der Punkt erreicht, wo endlich die schweigende große Mehrheit dieses Landes sich die Demokratie wieder zurückholen muss“ – 
ja, das war nur einer dieser Sätze, die Hubert Aiwanger auf der Kundgebung im Juni gegen das Heizungsgesetz so von sich gab. Und bei 
der darauf folgenden Kritik fiel ihm auch nur ein, diese als „linke Masche“ abzuqualifizieren und nochmals nachzulegen: „Nur weil irgend-
wann mal ein AfDler etwas Ähnliches gesagt hat, ist das noch lange kein Tabu-Satz für jeden anderen.“
Hubert Aiwanger als Anführer der „normalen anständigen Leute“, der Vorkämpfer gegen die „Berliner Chaoten“, der Kritiker der Medien, die 
„nicht an der Seite der normalen Bevölkerung“ stehen, der Einzige, der gegen „linksgrünes Gender-Gaga“ aufsteht, die selbsternannte 
Stimme des Volkes – ja, das hat uns gerade noch gefehlt in diesem Wahlkampf! 
Das war selbst der CSU zuviel – Landtagspräsidentin Ilse Aigner kritisierte ihn massiv, auch aus seiner eigenen Partei bekam Aiwanger 
Kontra. Doch als im Parlament sein Rauswurf diskutiert wurde, standen Freie Wähler und CSU wieder eng zusammen. Und sie wollen ihr 
Bündnis auch nach der Wahl fortsetzen, versicherten beide Parteien. Na dann ...						          Dagmar Fries
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Der Rentenreport 2023 des DGB Bayern hat 
ergeben, dass im Freistaat Frauen im Alter so 
stark armutsgefährdet sind wie in keinem an-
deren Bundesland. Dieses Alarmsignal ist zwi-
schenzeitlich ein beständiger Trend, der sich be-
reits seit 2005 jährlich wiederholt. Mit 26% war 
mehr als ein Viertel der über 65-jährigen Frauen 
in Bayern im Jahr 2021 von Armut bedroht.
Schaut man dafür in den DGB-Rentenreport, 
erkennt man die tatsächlichen Probleme der 
Menschen in Bayern. Die Rente von Frauen, 
die erstmals eine Altersrente beziehen, liegt bei 
nur 833 Euro, Bestandsrentnerinnen müssen 
sogar mit 773 Euro auskommen. Wie soll man 
davon im „reichen“ Bayern leben? Die gesetz-
liche Rente ist auch nach dem Bayerischen So-
zialbericht die wichtigste Einkommensquelle der 
älteren Menschen.
Mehr als drei Viertel aller Frauen und knapp 43% 
der Männer, die 2021 in Bayern in Rente gingen, 
erhalten eine gesetzliche Rente, die unterhalb 
der Armutsgefährdungsschwelle von 1.236 Euro 
liegt. Zu diesen Ergebnissen kommt der Renten-
report des DGB Bayern1.
In den letzten zwei Jahrzehnten ist der Anteil der 
Beschäftigten in Bayern in atypischer Beschäfti-
gung (z.B. Teilzeit, Mini- und Midi-Jobs sowie 

1 Link direkt zum Rentenreport:  
  https://kurzelinks.de/b18e	

Leiharbeit) stark gestiegen. Von 24% im Jahr 
2001 erhöhte er sich auf 38% im Jahr 2020. 
Vielfach tragen Frauen das Risiko geringer Al-
tersrenten, denn in Bayern liegt ihr Anteil an Teil-
zeitbeschäftigung bei 76%, bei der geringfügi-
gen Beschäftigungsverhältnissen bei 67% und 
bei den Midi-Jobs bei 81%. Als Grund für eine 
Teilzeitbeschäftigung geben Frauen häufig die 
Kinderbetreuung an. 
Niedriglöhne schlagen sich ebenfalls in der Ren-
tenhöhe nieder. Hier könnte Bayern mit einem 
Tariftreuegesetz entgegenwirken (siehe S. 4).
Dringend brauchen wir in Bayern stimmige Rah-
menbedingungen zur Vereinbarkeit von Familie, 
Pflege und Beruf. Die Kinderbetreuungs- und 
Pflegeangebote müssen verbessert werden, zu-
dem fehlt es in den Ballungsgebieten an bezahl-
baren Wohnungen. 

Das „Bündnis gegen Altersarmut in Bayern, ins-
besondere von Frauen“ wird in den nächsten 
Monaten verstärkt darauf aufmerksam machen. 
Das Thema muss auf die Agenda aller Parteien 
und Politiker*innen!

Den Blickwinkel ändern!
Auch beim Frauenanteil im Landtag belegt Bay-
ern den letzten Platz. Nirgendwo sonst ist das 
Parlament so männlich wie hier. Der Anteil der 
weiblichen Abgeordneten liegt bei nicht mal 
27% und ist bei der vergangenen Wahl sogar 
nochmals gesunken. Im derzeitigen Landtag 
sind von den insgesamt 205 Abgeordneten nur 
55 weiblich (CSU 18 von 84, Grüne 17 von 38, 
Freie Wähler 6 von 27, SPD 11 von 22, FDP 1 
von 11 und AfD 2 von 18). Es wäre schon längst 
an der Zeit, dass sich hier etwas ändert – denn 
damit ändert sich auch der Blickwinkel auf be-
stimmte Themen.

Bettina Messinger

Bündnis gegen Altersarmut in 
Bayern, insbesondere von Frauen 
Die Altersarmut in Bayern muss endlich mehr Beachtung finden, die  

Politik darf von diesem Problem nicht mehr ablenken!

Das Thema Altersarmut spielt im Landtags-
wahlkampf bisher kaum eine Rolle. Statt sich 
um die Menschen und ihre wirklichen Prob-
leme zu kümmern, wird die Kinderveranstal-
tung einer Stadtteilbibliothek mit einer Drag-
Lesung in den Wahlkampfstrudel gezogen. 
Hubert Aiwanger von den Freien Wählern 
fordert ein Einschreiten des Jugendamtes 
und spricht von Kindeswohlgefährdung, die 
CSU von „Gender-Gaga“. Die AfD druckt Pla-
kate mit dem Slogan „Hände weg von unse-
ren Kindern“. Eine ähnliche Lesung hatte die 
Bibliothek bereits vor einem Jahr organisiert. 
Damals gab es keinen einzigen negativen öf-
fentlichen Kommentar!
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Nun kann durchaus darüber gestritten werden, 
ob ein Paritätsgesetz der richtige Weg ist und 
ob der vorgelegte Entwurf überhaupt geeignet 
und verfassungskonform ist. Aber das Anliegen 
des Gesetzes, die gleichberechtigte Vertretung 
von Frauen und Männern im Parlament, hätte 
zumindest eine ernsthafte Debatte verdient. So-
wohl das Grundgesetz als auch die Bayerische 

Verfassung formulieren schließlich einen klaren 
Auftrag: „Frauen und Männer sind gleichberech-
tigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durch-
setzung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Beseitigung be-
stehender Nachteile hin.“ (Art. 118 II Bayerische 
Verfassung)

Doch die Diskussion im Landtag war eher eine 
Farce. Die CSU findet es zwar „wünschens-
wert, dass sich mehr Frauen in der Politik en-
gagieren“, hat aber außer Polemik sonst keine 
eigenen Ideen dazu. Die FDP sieht die Frauen 
in Bayern ohnehin schon an der Macht, weil 
sie mit 51% die Mehrheit der Wahlberechtig-
ten stellen, und die FW fürchten sogar, dass 
Männer „zur Person zweiter Klasse“ werden 
könnten (SZ 22.6.2023) – offensichtlich ein 
gravierender Fall von Verschiebung der Reali-
tätswahrnehmung. 

Verfassungsauftrag Gleichstellung?
Nach langen Auseinandersetzungen ist in Bay-
ern das „Bayerische Gesetz zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern“ (BayGlG) am 1. Juli 
1996 in Kraft getreten und immerhin seit 2006 
nicht mehr befristet. Aber das Gesetz gilt nur für 
den öffentlichen Dienst, in allen anderen  Berei-
chen gilt die von der bayerischen Wirtschaft be-
vorzugte „freiwillige Selbstverpflichtung“ – das 

Ergebnis kennen wir (siehe frühere Ausgaben 
der quer).
Aufgrund dieses Gesetzes ist in Bayern (auch 
wenn es hier immer noch kein eigenes Frau-
enministerium gibt) im Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Familie, Arbeit und Soziales die 
Leitstelle für die Gleichstellung von Frauen und 
Männern der Frauenbeauftragten der Staats-
regierung (Staatsministerin Ulrike Scharf) un-
mittelbar nachgeordnet. Und was tut diese Leit-
stelle, um den Verfassungsauftrag zu erfüllen? 
Einfach mal auf der Homepage nach Presse-
mitteilungen aus diesem Jahr mit dem Stich-
wort „Frau“ suchen, schließlich ist Wahljahr, da 
wird den Wählerinnen bestimmt die Arbeit der 
Staatsministerin für sie präsentiert … Ergebnis: 
immerhin 1 (in Worten: eine) Pressemitteilung 
zum 8. März.
Vielleicht sollten wir im Oktober dieser Staats-
regierung den Verfassungsauftrag kräftig unter 
die Nase reiben. Und sollten sich dann einzel-
ne FW-Kandidaten „zur Person zweiter Klasse“ 
degradiert fühlen – keine Angst, sie werden es 
überleben, wenn die Wirklichkeit sie einholt.

Corinna Poll

Gleichstellung auf bayerisch? 
Garantiert nicht paritätisch

Im Juni haben die Grünen noch einmal einen Entwurf für ein Paritätsgesetz in den Bayerischen 
Landtag eingebracht. Damit sollte erreicht werden, dass Frauen und Männer paritätisch, d.h. 
mit gleich vielen Mandaten, im Landtag vertreten sind. Denn aktuell stellen Frauen gerade mal 
knapp ein Viertel der Abgeordneten.

Gleichstellung in Bayern?
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Was sagen die Arbeitgeber?
Erwartungsgemäß löst jede Forderung nach 
Arbeitszeitverkürzung bei den Vertreter*innen 
der Arbeitgeberverbände Schnappatmung aus. 
Der Hauptgeschäftsführer des Arbeitgeberver-
bandes BDA, Steffen Kampeter, sprach gar von 
einer „wirtschaftlichen Milchmädchenrechnung“ 
und wies die Forderungen nach einem solchen 
Arbeitszeitmodell erwartungsgemäß zurück. 
Stattdessen plädierte er für eine Flexibilisierung 
des Arbeitszeitrechts.1 
Ebenso wird der Fachkräftemangel einiger 
Branchen als Gegenargument herangezogen. 
Die Vier-Tage-Woche würde ihn noch verstär-
ken, die Arbeit zusätzlich verteuern und die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands in Frage 
stellen. Unterstützt wird diese Haltung von den 
Christdemokraten und der FDP – was auch we-
nig überrascht.

Arbeitsmarkt-Expert*innen dagegen sind der 
Auffassung, dass Arbeitsplätze durch die Vier-
Tage-Woche attraktiver würden und Fachkräfte 
so angelockt werden könnten. Das könnte also 
durchaus ein Wettbewerbsvorteil gegenüber an-
1 Quelle: BR24

deren Unternehmen sein, wenn es darum geht, 
neue Beschäftigte anzuwerben. 

Modellversuche
Die Debatte über die Vier-Tage-Woche hat 
schon einiges bewirkt. In Berlin kündigte die 
neue Arbeits- und Sozialsenatorin Cansel Ki-
ziltepe (SPD) bereits an, die Vier-Tage-Woche 
in Modellprojekten innerhalb der Berliner Ver-
waltung auszuprobieren. Als erste Kommune in 
Deutschland bietet die Stadt Wedel in Schles-
wig-Holstein schon jetzt ihren Beschäftigten die 
Vier-Tage-Woche an. In Spanien fördert die Re-
gierung kleine und mittlere Betriebe mit fast 10 
Mrd. Euro, um die Vier-Tage-Woche zu testen.
Und ein Großversuch von über 60 britischen Fir-
men bestätigt: Beschäftigte mit kürzerer Arbeits-
zeit schaffen mehr pro Stunde, sind weniger ge-
stresst und seltener krank.2 

Einige Umfrageergebnisse
In einer Untersuchung des WSI, des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts der Hans-Böckler-Stiftung, vom Mai 20233 
(Yvonne Lott und Eike Windscheid) wurden 

2 Hans-Böckler-Stiftung 9/2023
3 Yvonne Lott, Eike Windscheid: 4-Tage-Woche: 
Vorteile für Beschäftigte und betriebliche Vorausset-
zungen, WSI Policy Brief Nr. 79, Mai 2023

knapp 2.600 Vollzeitbeschäftigte befragt. Das 
Ergebnis: 81% wünschen sich eine Vier-Tage-
Woche. Der größte Teil, 73% aller Befragten, 
würde dafür keine Abstriche bei der Vergütung 
in Kauf nehmen. Ein voller Lohnausgleich – we-
niger Arbeitszeit bei gleichem Lohn – wäre nach 
Einschätzung der Forschenden durchaus keine 
unrealistische Option. Die bisherige Forschung 
zeige nämlich, dass sich dieses Modell auch 
betriebswirtschaftlich lohnen kann: Bei einer 
Vier-Tage-Woche sind Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen produktiver, wodurch „ein Lohn-
ausgleich kompensiert werden“ könne, betonen 
Lott und Wind-scheid. Nicht zuletzt profitieren 
Unternehmen, die attraktive Arbeitszeitmodel-
le anbieten, weil es ihnen leichter fallen dürfte, 
Fachkräfte zu gewinnen. Vorteile für die Gesell-
schaft insgesamt sehen Lott und Windscheid 
darin, dass sich Beschäftigte besser regenerie-
ren sowie Familie und Beruf besser vereinbaren 
können und eher gesund bleiben.
8% der Befragten würden ihre Arbeitszeit 
selbst dann reduzieren, wenn sie dafür we-
niger Geld bekämen. 2% arbeiten bereits 
mit einer Vier-Tage-Woche. 17% lehnen eine 
Vier-Tage-Woche aus verschiedenen Grün-
den ab. Viele von ihnen fürchten, dass sich 

Die Vier-Tage-Woche –  
ein Modell für die Zukunft?

Mit einem Paukenschlag eröffnete die IG Metall Ende April die Diskussion um Arbeitszeitver-
kürzung: Sie will im Herbst mit der Forderung nach einer Vier-Tage-Woche in die Tarifrunde für 
die nordwestdeutsche Stahlindustrie gehen. Die derzeitige Wochenarbeitszeit soll von 35 auf 
32 Stunden verkürzt werden – mit vollem Lohnausgleich. Die Diskussion ist eröffnet! 
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an den Abläufen nichts ändern würde und 
sie ihre Arbeit in kürzerer Zeit nicht schaffen 
könnten. Häufig genannt wurden außerdem 
die Einschätzungen, dass die Arbeit nicht 
einfach einen Tag ruhen könne, man bei ei-
ner Vier-Tage-Woche häufiger für Kollegin-
nen und Kollegen einspringen müsste oder 
dass eine Arbeitszeitverkürzung der Karriere 
schade. 

Die große Mehrheit, die sich eine Vier-Tage-Wo-
che wünscht, möchte mehr Zeit für sich selbst 
und die Familie haben. Auch Hobbys, Sport 
und Ehrenamt spielen eine große Rolle. Eine 
Vier-Tage-Woche könnte dabei helfen, zivilge-
sellschaftliches Engagement zu stärken, so die 
Forschenden. „Zeit für Muße hat damit einen 
besonderen Stellenwert für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und die Stabilität von Demokra-
tie.“ Politik, Sozialpartner und Betriebe sollten 
das Vier-Tage-Modell in Erwägung ziehen „als 
Instrument zur Behebung des Fachkräfteman-
gels, zur Stabilisierung von Sozialkassen, zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie zur 
Gesunderhaltung von Beschäftigten“, resümie-
ren Lott und Windscheid.

Jedoch müssen auch die Arbeitsmenge und die 
Arbeitsabläufe angepasst werden. Ansonsten 
könne sich eine Arbeitszeitverkürzung negativ 
auf die Motivation und das Wohlergehen der 
Beschäftigten auswirken. Für eine wirkungs-
volle Umsetzung brauche es „verbindliche Ver-
tretungsregelungen, mehr Personal sowie eine 
angepasste Arbeitsorganisation“. Ein weiterer 
wichtiger Punkt: Mehr und verlässliche öffentli-
che Kinderbetreuung ist den Forschenden zufol-
ge auch dann nötig, wenn künftig deutlich mehr 
Beschäftigte vier Tage die Woche arbeiten.

Haltung von ver.di
Nach Auffassung der Tarifpolitischen Grund-
satzabteilung des ver.di Bundesvorstands4 ist 
eine Vier-Tage-Woche, die keine Arbeitszeitver-
kürzung vorsieht, sondern nur die überschüssi-
gen Stunden auf die restlichen Arbeitstage um-
schichtet, höchst problematisch. Nach mehr als 
acht Stunden nimmt das Unfallrisiko am Arbeits-
platz exponentiell zu. Verlängert sich die tägli-
che Arbeitszeit über die Acht-Stunden-Grenze 
hinaus, erhöht sich außerdem die Gefahr, dass 
sich bei den Beschäftigten Erkrankungen mani-
festieren. Also muss die wöchentliche Arbeits-
zeit entsprechend verkürzt werden. Eine Vier-
Tage-Woche mit 32 Wochenstunden ist nur mit 
einem vollen Lohnausgleich denkbar. Hier sieht 
ver.di allerdings erhebliche Durchsetzungsprob-
leme. 

Für die betriebliche Umsetzung gibt es zudem 
verschiedene Modelle, und laut ver.di sollten die 
Beschäftigten grundsätzlich die freie Wahl über 
die Lage ihrer Arbeitszeit haben. Das könnte 
– neben der Vier-Tage-Woche mit täglich acht 
Stunden – auch eine Fünf-Tage-Woche mit 6,4 
Stunden pro Tag sein. Unverzichtbar sind ein-
deutige Vertretungsregeln, eine verbesserte 
Arbeitsorganisation und das Ausschöpfen der 
Produktivitätspotenziale, die Automatisierung 
und Digitalisierung bieten. 

Was wollen wir Frauen?
Viele Frauen, die in Teilzeit arbeiten, möchten 
gerne ihre Arbeitszeit aufstocken. Dies muss 
allerdings mit einem Ausbau von Kinderbe-
treuungsangeboten (bundesweit fehlen der-

4 tarif.impulse 5/2023

zeit 378.000 Kitaplätze!5) und einer gerech-
teren Verteilung der Sorgearbeit verbunden 
sein. Denn Frauen arbeiten deshalb so häufig 
in Teilzeit, weil sie daneben viel unbezahlte 
Arbeit leisten. Hier wäre eine „kurze Vollzeit“ 
eine echte Chance – für Männer wie für Frau-
en! Die allermeisten Beschäftigten könnten 
sich eine „kurze Vollzeit“ aber gar nicht leisten, 
gerade die Frauen nicht, denn sie rangieren 
weiterhin am unteren Ende der Gehaltsskala. 
Deshalb ist Arbeitszeitverkürzung ohne Lohn-
ausgleich nicht denkbar. Sie müsste zudem 
mit einer spürbaren Aufwertung der Frauener-
werbsarbeit einhergehen. So kann eine höhere 
Erwerbsbeteiligung von Frauen sichergestellt 
werden, was nicht nur im Sinne der Frauen 
wäre, sondern auch dem derzeitigen Fachkräf-
temangel entgegenwirken würde.
Die Vier-Tage-Woche mit 32 oder 30 Stunden 
wöchentlich ist nicht das einzig denkbare Mo-
dell. Eine Verkürzung der täglichen Arbeitszeit, 
also die Verteilung auf fünf Tage, könnte sich für 
Menschen mit Familienaufgaben günstiger aus-
wirken. Denn gerade Care-Arbeit fällt täglich an, 
sie muss tagtäglich bewältigt werden – und da-
für fehlt es bislang häufig an den notwendigen 
Zeitressourcen. Das kostet Kraft …
Dass wir eine Arbeitszeitverkürzung mit vollem 
Lohnausgleich brauchen, steht für uns außer 
Zweifel. Wie wir sie verteilen – das muss aller-
dings noch weiter diskutiert werden.

Dagmar Fries

5 Bertelsmann Stiftung vom 7.5.2023



Schlusspunkt!
Wir sind im Augenblick, was Frauen in den Füh-
rungspositionen angeht, auf Höhe mit Indien, hinter 
Russland, hinter Brasilien, hinter China.
Ursula von der Leyen (*1958), Präsidentin der Euro-
päischen Kommission – Quelle: DIE ZEIT

Frauen, die so gut sein wollen wie Männer, 
haben einfach keinen Ehrgeiz.

Unbekannt

Im Wahlkampf muss 
man mit dem Wort-
schatz eines Kindergar-
tens und mit der Gram-
matik eines Computers 
auskommen.
Hans Magnus Enzens-
berger (1929 – 2022), 
Schriftsteller


